Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/3345 


Der Bundesminister der Verteidigung 

VR IV 1 -Az. 16-02-02 


Bonn, den 11. Oktober 1968 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Kritische Unteroffizierslage der Bundeswehr 

Bezug; Kleine Anfrage der Abgeordneten Schultz (Gau-Bischof s- 
heim) r Ollesch, Jung, Schmidt (Kempten), Porsdi und der 
Fraktion der FDP 
- Drucksache V/3257 - 


Unter Zusammenfassung der Fragen 1 und 2 beantworte ich die 
Kleine Anfrage der Abgeordneten Schultz (Gau-Bischofsheim), 
Ollesch, Jung, Schmidt (Kempten), Porsch und der Fraktion der 
FDP im Einvernehmen mit den Herren Bundesministern des 
Innern und der Finanzen wie folgt: 


1 . Sind der Bundesregierung die Berichte zahlreicher Kommandeure 
von Einheiten der Bundeswehr bekanntgeworden, wonach auf 
Grund verschiedener Maßnahmen und Befehle der letzten Zeit 
sich der Fehlbestand an Unteroffizieren in der Bundeswehr wei- 
ter vergrößern und damit katastrophale Züge annehmen wird? 
Nimmt die Bundesregierung diese Befürchtungen ernst? 

2. Wie groß ist zur Zeit der Fehlbestand an Unteroffizieren? In 
welchem Umfang wird er sich weiter erhöhen, wenn nicht um- 
gehend Maßnahmen zur Verbesserung der Unteroffizierslage 
eingeleitet werden? 

Der Bundesregierung sind die Sorgen der Kommandeure über 
den Fehlbestand an Unteroffizieren und die darauf beruhenden 
Schwierigkeiten in der Truppe bekannt. Die Entwicklung ist 
besorgniserregend, aber nicht so, daß sie katastrophale Züge 
anzunehmen droht. Noch im Jahre 1966 betrug der Fehlbestand 
an Unteroffizieren 44 000. Dieser hat sich jedoch inzwischen auf 
rd. 29 000 verringert. In den nächsten Jahren wird das Fehl vor- 
aussichtlich ansteigen, wenn keine wirksamen Gegenmaßnah- 
men getroffen werden. 

Ursache für diese Entwicklung ist das Ausscheiden einer großen 
Zahl von längerdienenden Soldaten auf Zeit, deren Dienstzeit 
abläuft, und das Fehlen des Nachwuchses. Das Nachlassen der 
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Bewerberzahlen ist nach Auffassung des Bundesministers der 
Verteidigung durch die durch das Finanzänderungsgesetz 1967 
bedingte Verschlechterung der Besoldung der Soldaten auf Zeit 
mit zweijähriger Verpflichtung (Z 2), aus denen sich viele länger- 
dienende Unteroffiziere rekrutieren, mitverursacht. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, die Lage der Unteroffiziere 
zu verbessern durch strukturelle Besoldungsänderungen im 
Rahmen des Zweiten Besoldungsneuregelungsgesetzes und 
durch die Einführung einer Fachoffizierlaufbahn, die ausschließ- 
lich Bewerbern aus dem Unteroffizierkorps Vorbehalten bleiben 
soll. Welche Möglichkeiten bestehen, die Eingliederung von 
Soldaten auf Zeit mit zwölf und mehr Dienst jahren in den öffent- 
lichen Dienst zu verbessern, wird zur Zeit geprüft. 

Diese dienstrechtlichen Maßnahmen und Strukturverbesserun- 
gen versprechen aber nur dann einen bleibenden Erfolg, wenn 
sie von einem Anstieg der Wehrbereitschaft des ganzen Volkes 
begleitet werden. Die Erziehung zur Verteidigungsbereitschaft 
kann den Streitkräften nicht allein überlassen bleiben. Die Bun- 
deswehr ist hierbei entscheidend auf die Unterstützung des Par- 
laments und der gesamten Bevölkerung angewiesen. 


3. Woran liegt es, daß die Bundesregierung immer noch keinen 
ausgereiften Vorschlag zur Einführung einer sogenannten 4. Lauf- 
bahngruppe für Unteroffiziere vorlegen konnte? 

Die Neuordnung der Unteroffizierlaufbahnen ist ein schwieriges 
und vielschichtiges Problem. Sie hat weitreichende Auswirkun- 
gen auf das gesamte Laufbahnrecht der Soldaten und das innere 
Gefüge der Bundeswehr. Sie erforderte umfangreiche Struktur- 
analysen und machte eingehende Erörterungen mit den Berufs- 
verbänden notwendig. Die Vielschichtigkeit und Schwierigkeit 
des Problems ist dem Deutschen Bundestag durch den Bundes- 
minister der Verteidigung wiederholt dargelegt worden. 

Die Bundesregierung hat sich nunmehr für die Einführung einer 
Laufbahn der Offiziere des militärfachlichen Dienstes als 5. Lauf- 
bahn der Laufbahngruppe der Offiziere entschieden. Ein ent- 
sprechender Gesetzentwurf wird dem Parlament in Kürze zu- 
gehen. 


4. Wird die Bundesregierung in der Lage sein, der Aufforderung 
des Deutschen Bundestages nadizukommen und einen Gesetz- 
entwurf zur Neuregelung der Unteroffiziersbesoldung so recht- 
zeitig vorlegen, daß er bis Ende des Jahres verabschiedet wer- 
den kann? 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner Entschließung vom 21 . Juni 
1968 die Bundesregierung ersucht, den Entwurf eines weiteren 
Besoldungsneuregelungsgesetzes „so rechtzeitig beim Deutschen 
Bundestag einzubringen, daß eine Verabschiedung Anfang 1969 
möglich ist" (Drucksache V/2991 S. 4). Die Bundesregierung wird 
dieser Aufforderung rechtzeitig nachkommen. 
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5. Ist es zutreffend, daß sich durch die unlängst erfolgte Änderung 
der Trennungsgeldverordnung und den dadurdi bedingten Weg- 
fall von Fahrkostenersatz und Verpflegungsgeldzuschüssen das 
Einkommen von Unteroffizieren bis zu 150 DM monatlich ver- 
ringert hat? Wie haben sich in diesem Zusammenhang die 1968 
vorgenommenen Mieterhöhungen ausgewirkt? 


Die Verordnung zur Änderung der Verordnung über das Tren- 
nungsgeld bei Versetzungen und Abordnungen im Inland vom 
30. Mai 1968 (BGBl. I S. 605) entspricht einem Ersuchen des Deut- 
schen Bundestages. Sie ist aber nicht nur auf Unteroffiziere son- 
dern auf alle Angehörigen des öffentlichen Dienstes anzu- 
wenden. 

Durch diese Verordnung ist der Bereich des Dienstortes, der bis 
dahin nur die Nachbarorte einschloß, auf die unter dem Begriff 
„Einzugsgebiet eines Dienstortes 11 zusammengefaßten Gemein- 
den und Gemeindeteile erweitert worden. Der Deutsche Bundes- 
tag hat auf Antrag des Haushaltsausschusses die Wiedereinfüh- 
rung des Einzugsgebietes in seiner 142. Sitzung vom 8. Dezem- 
ber 1967 (Drucksache V/2341) einstimmig gefordert. 

Damit wird im Grunde der Rechtszustand wiederhergestellt, 
der bis zum Inkrafttreten der Trennungsgeldverordnung vom 
12. August 1965 (1. Juli 1965) bestanden hat. 

Die Wiedereinführung des Einzugsgebietes beseitigt eine auch 
von vielen Soldaten als ungerecht empfundene Regelung. Wäh- 
rend nämlich bisher in kleinen Standorten mit ländlicher Um- 
gebung Fahrkosten bereits bei geringer Entfernung zwischen 
der außerhalb des Dienstortes liegenden Wohnung und der 
Dienststelle gezahlt werden durften, mußten solche Zahlungen 
in Mittel- und Großstädten einschließlich ihrer zum Dienstort 
zählenden Nachbarorte trotz erheblich größerer Entfernungen 
versagt werden. Die weitere Entwicklung wird sorgfältig beob- 
achtet. 

Die Mieten für bundeseigene und Bundesdarlehens-Wohnungen 
sind im Jahre 1968 um monatlich etwa 0,20 DM je qm Wohn- 
fläche angehoben worden. Rechtsgrundlage hierfür ist die Ver- 
ordnung der Bundesregierung vom 20. Dezember 1967 zur Ände- 
rung der II. Berechnungsverordnung. Sie gilt auch für Sozial- 
wohnungen. Soweit Angehörige der Bundeswehr mit geringe- 
rem Einkommen bereits zu den bisherigen Mieten einen Miet- 
zuschuß nach dem Wohngeldgesetz erhalten haben, kann eine 
höhere Mietbelastung durch eine Erhöhung des Mietzuschusses 
aufgefangen werden. 


6. Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung eingeleitet um 
sicherzustellen, daß all die Zeit-Soldaten, die nicht in ein Dienst- 
verhältnis als Berufssoldat nach Ablauf ihrer Dienstzeit über- 
nommen werden können, ohne unzumutbare finanzielle Ein- 
bußen in den öffentlichen Dienst eingegliedert werden? 
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Der Bundesminister der Verteidigung ist bestrebt, die Eingliede- 
rung von Soldaten auf Zeit mit zwölf und mehr Dienstjahren in 
den öffentlichen Dienst zu verbessern und bereitet einen ent- 
sprechenden Gesetzentwurf vor. 


7. Hat die Antwort der Bundesregierung vom 4. Juni 1968 (Druck- 
sache V/2986), alle ausscheidenden Zeit-Soldaten der Bundes- 
wehr könnten in den nächsten Jahren rein zahlenmäßig in der 
Bundeswehrverwaltung bzw. im übrigen öffentlichen Dienst bei 
Bund, Ländern und Gemeinden untergebracht werden, inzwischen 
zu einer Beruhigung der Unteroffiziere geführt, die nicht Berufs- 
soldaten werden können? Wenn nein, welches sind die Gründe 
hierfür? 


Die Bundesregierung hat nicht erwartet, daß ihre Antwort vom 
4. Juni 1968 (Drucksache V/2986) allein zu einer völligen Be- 
ruhigung der Unteroffiziere führen würde. Sie ist sich vielmehr 
bewußt, daß diese Beruhigung erst dann eintreten wird, wenn 
den Unteroffizieren mit zwölf- und mehrjähriger Dienstzeit bei 
entsprechender Eignung die Übernahme in den öffentlichen 
Dienst nach dem Ausscheiden aus dem Wehrdienst gesetzlich 
garantiert werden kann. 


8. Steht die Bundesregierung auch heute noch zu der ablehnenden 
Antwort, die sie der Fraktion der FDP im Januar 1967 (Druck- 
sache V/1289) auf die Frage erteilt hat, ob beabsichtigt sei, den 
früher bewährten Zivilversorgungsschein wieder neu einzu- 
führen? Inwieweit würden neuere Erkenntnisse zu einer Ände- 
rung dieser Antwort führen? 

Der Zulassungsschein nach geltendem Recht (§ 9 Soldatenver- 
sorgungsgesetz), nach dem sich im Zusammenhang mit dem 
Stellenvorbehalt (§10 Soldatenversorgungsgesetz) die Unter- 
bringung ehemaliger Soldaten auf Zeit in den öffentlichen Dienst 
regelt, unterscheidet sich seinem Inhalt nach nicht von dem 
früheren Zivilversorgungsschein (§15 des Mannschafts Versor- 
gungsgesetzes vom 31. Mai 1906) und dem späteren Zivildienst- 
schein (§ 10 des Wehrmachtversorgungsgesetzes vom 4. August 
1921). Ein Rechtsanspruch auf Einstellung in den öffentlichen 
Dienst wurde bei keiner dieser Regelungen begründet. Der 
Unterschied bestand lediglich im Hinblick auf die Anzahl der 
vorbehaltenen Stellen. 

Der Bundesminister der Verteidigung prüft zur Zeit, ob die der- 
zeitige Regelung (§§ 9 und 10 des Soldatenversorgungsgesetzes) 
in Anlehnung an die Unterbringung der Militäranwärter (§ 37 
des Wehrmacht-Fürsorge- und Versorgungsgesetzes vom 
26. August 1938) verbessert werden kann. Dies soll durch das in 
der Antwort zu Frage 6 erwähnte Gesetz erreicht werden. 


Schröder 



